
Aus Sorge um den Frieden
und mit Blick auf die anhaltend kritische Lage in der und um die
Ukraine wenden wir uns an Bundesregierung, Parlament und
Öffentlichkeit mit der dringenden Bitte: Lassen Sie nicht zu, dass
der Kampf um die Ukraine zu einem Stellvertreterkrieg zwischen
„dem Westen“ und Russland eskaliert!

Hundert Jahre nach Beginn des 1. Weltkrieges befindet sich die

Welt in einer selbstverschuldeten gefährlichen Lage, in der sogar

mit der Möglichkeit eines erneuten globalen Krieges gespielt wird.

Es ist höchste Zeit, dass alle Menschen, die guten Willens und am

Frieden interessiert sind, dem verantwortungslosen Kampf um

Einflusssphären, Gaspipelines und geostrategische Positionen

Einhalt gebieten. Wirtschaftssanktionen und andere „Straf-

maßnahmen“ der USA, der EU und Deutschlands gegenüber

Russland sind ein untaugliches Mittel zur Deeskalation, zumal der

Westen selbst nicht in der Lage oder Willens ist, seine Verbündeten

in der Kiewer „Übergangsregierung“ zur Einhaltung der aus-

gehandelten Verträge, zuletzt der Genfer Vereinbarung, zu

bewegen. Sanktionen versperren den Weg zu Gesprächen und

Kompromissen und wirken somit krisenverschärfend.

In der

zwischen NATO und Russland vom Mai 1997 haben sich

beide Seiten verpflichtet, „gemeinsam im euro-atlantischen Raum

einen dauerhaften und umfassenden Frieden“ zu schaffen. „Die

NATO und Russland betrachten einander nicht als Gegner. Sie

verfolgen gemeinsam das Ziel, die Spuren der früheren

Konfrontation und Konkurrenz zu beseitigen“, heißt es dort. Beide

Seiten strebten „ein Europa ohne Trennlinien oder Einfluss-

sphären“ an, die die Souveränität irgendeines Staates ein-

schränken. „Ungelöste Gebietsstreitigkeiten, die eine Bedrohung

für unser aller Frieden, Wohlstand und Stabilität darstellen“, sowie

andere „Meinungsverschiedenheiten“ sollten auf der Grundlage

des „gegenseitigen Respekts im Rahmen politischer Kon-

sultationen“ beigelegt werden.

Zwei Jahre später öffnete die Nato mit ihrem ohne UN-Mandat und

gegen den russischen Willen geführten Krieg gegen Serbien die

Büchse der Pandora. Auch die vom Westen geführten Kriege in

Afghanistan, Irak und Libyen haben - bei katastrophalen Opfern

unter der einheimischen Zivilbevölkerung - ihre selbstgesteckten

Ziele gründlich verfehlt. Kriege lösen keine Probleme - ein weiterer

Beweis dafür ist mehr als entbehrlich.

Die hemmungslose Osterweiterung der NATO, die seit Jahren über

ihre Grenzen hinausgreift und zur Ukraine enge Beziehungen

aufbaut, ist nicht von dem Russland zugesagten Respekt getragen.

In der Pariser „Grundakte“ wurde noch lobend hervorgehoben,

dass Russland „tiefe Einschnitte in seine Streitkräfte vorge-

nommen“ und „in beispielloser Weise Truppen aus den Ländern

Mittel- und Osteuropas sowie den baltischen Staaten abgezogen“

habe. Aber das tat Russland doch nicht, damit die NATO nun

ihrerseits sich in diesen Ländern festsetzt und ihre Grenzen bis

unmittelbar an die Russische Föderation ausdehnt!
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Wie der Website von Jazenjuks Stiftung „Open Ukraine“ zu entnehmen ist,

haben das US-Außenministerium und die Nato seit Jahren Aktivitäten

finanziert, die der ökonomischen und militärischen Annäherung an den

Westen dienten. Vor diesem Hintergrund sind die Vorgänge um die Krim

mit Vorwürfen wie den Begriffen „Annexion“ oder „Invasion“ an die

Adresse Moskaus nicht hinreichend beschrieben. Statt die Ukraine in

unlösbare Alternativen zwischen Eurasischer Union und Europäischer

Union zu treiben und sich mit gegenseitigen Schuldzuweisungen zu

überbieten, sollten beide Seiten und alle um den Frieden Besorgten neu

darüber nachdenken, wie in der heutigen Staatenwelt vermehrt auftre-

tende Spannungsverhältnisse zwischen der territorialen Unverletzlichkeit

von Staaten und dem Selbstbestimmungsrecht von Bevölkerungen und

Minderheiten friedlich zu lösen sind.

dass sie eine Politik zum Abbau der aufgebauten Spannungen und zur

Deeskalation der militärischen Konfrontation betreibt. Wir setzen auf

gemeinsame Sicherheit: In den internationalen Beziehungen,

insbesondere in den historisch so belasteten Beziehungen zwischen dem

Westen und Russland, müssen die berechtigten Sicherheitsinteressen

aller Staaten des „gemeinsamen Hauses Europa“ Berücksichtigung

finden.

die Nato-Staaten und Russland daran zu messen, wie sie die von beiden

Seiten unterzeichnete Pariser Grundakte einhalten. Die Verantwortung

der Medien liegt in sachgerechter Berichterstattung und rhetorischer

Abrüstung. Der Rückfall in alte Feindbilder schürt den überwunden

geglaubten Kalten Krieg.

den Stopp von ökonomischen "Strafmaßnahmen", die letztlich auf Kosten

der Lebensbedingungen der Völker gehen und nicht nur in der Ukraine

Rechtsextremen in die Hände arbeiten.

alle diplomatischen Möglichkeiten auszuschöpfen, um die Konflikte in der

Ukraine zu lösen. Die baldige Einberufung einer europäischen Sicher-

heitskonferenz unter Einbeziehung der Konfliktparteien könnte

deeskalierend wirken und Vertrauen schaffen.

Hören wir auf, ständig an der Ukraine herumzuzerren! Niemand ist

berechtigt, sein Gesellschaftsmodell anderen Staaten zu oktroyieren. Es

kann nicht hingenommen werden, dass sich eine Politik zugunsten von

reichen Minderheiten auf Kosten einer dramatischen sozialen Spaltung

der Weltbevölkerung ausweitet. Es wäre ein Verbrechen, dafür den

Weltfrieden zu gefährden. Wehren wir uns, bevor es erneut zu spät ist!

Von der Bundesregierung verlangen wir,

Wir fordern von Politik und Medien,

Wir fordern

Wir fordern

Weitere Unterzeichner erwünscht! www.kontext-tv.de/Ukraine/Aufruf/Aus_Sorge_um_den_FriedenDer Text kann online hier unterzeichnet werden:

Gemeinsame Sicherheit

statt Konfrontation.

Weitere Infos über die Konflikte

in der Ukraine, im Irak, Syrien,

Israel und Palästina und die

Friedensbewegung gibt es hier:
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Stoppt den Krieg in Gaza
Waffenstillstand
Rückzug der israelischen Armee
Einstellung der Raketenangriffe

Mindestens 1.054 getötete Palästinenser, darunter über 200 Kinder, auf der
einen Seite, 46 getötete Israelis, darunter drei Zivilpersonen auf der anderen
Seite:
Ist das nicht Grund genug, die Kampfhandlungen zu beenden und die Waffen
nieder zu legen? Was soll denn noch geschehen, bis die Bundesregierung und
andere westliche Regierungen einsehen, dass ihre bisherige Nahostpolitik kläglich
ge-scheitert ist!? Eine Nahostpolitik, die jahrelang mit angesehen hat, wie Israel
gegen jedes Völkerrecht Siedlung um Siedlung im Westjordanland baut, den
Palästi-nensern Land und Besitzrechte raubt, Ostjerusalem ganz für sich in
Anspruch nimmt (obwohl es laut Teilungsplan der UNO Hauptstadt eines
Palästinenser-staates werden sollte), Palästinenser in den besetzten Gebieten
undAraber in Israel als Bürger zweiter Klasse behandelt, alle UN-Resolutionen der
letzten 60 Jahre ignoriert und bis heute nicht bereit ist, die Grenzen von 1967 und
die Rechte der Flüchtlinge und Vertriebenen grundsätzlich anzuerkennen.
Stattdessen werden die Folgen der Besatzungspolitik beklagt und zugleich den
Opfern in die Schuhe geschoben. Zu den Folgen der Besatzungspolitik gehört
nicht nur die Entrechtung der palästinensischen Bevölkerung, nicht nur deren ent-
würdigende Behandlung an den zahllosen Checkpoints, nicht nur ihre Abriegelung
im Gazastreifen, sondern auch die Verhinderung jeglichen wirtschaftlichen Auf-
baus. Das Versprechen der Roadmap aus dem Jahr 2000, wiederholt in zahllosen
Sonntagsreden führender Politiker, einen palästinensischen Staat neben dem
Staat Israel zu gründen, auf dass beide in sicheren Grenzen nebeneinander leben
können, wird seit Jahr und Tag von Israel torpediert: Sogar die Aufnahme der
palästinensischen Autonomiebehörde in Unterorganisationen der UNO wie die
UNESCO wollte die israelische Regierung (und mit ihr die USA) verhindern. Und
als 2006 zum ersten Mal eine vom Westen lange geforderte demokratische Wahl
in Palästina stattfand, wurde deren Ergebnis nicht anerkannt, weil mit der Hamas
die „falsche Partei“ gewählt wurde.
Jeglicher Widerstand gegen die israelische Besatzungspolitik wird unter den
Generalverdacht des Terrorismus gestellt. Tausende solcher „Terroristen“ sitzen in
israelischen Gefängnissen vielfach ohne Anklage oder ohne ordentliches Ge-

richtsverfahren; amnesty international berichtet auch von Kindern und Jugend-
lichen, die in Haft genommen werden oder bei Razzien von der Polizei misshandelt
werden.
Das alles entschuldigt keineswegs Gewaltakte, die von der anderen Seite gegen
israelische Staatsbürger begangen werden. Raketenangriffe auf bewohntes
Gebiet z.B. sind auch dann völkerrechtswidrig, wenn keine Menschen dabei ums
Leben kommen. Wir müssen aber die Dinge ein wenig zurecht rücken: Auch wenn
es längere Phasen der Ruhe gab und z.B. keine Raketen abgefeuert wurden,
suchte (und fand) die israelische Regierung einen Anlass, ihre Repression gegen
Palästinenser zu erhöhen, sporadische Luftangriffe auf den Gazastreifen zu flie-
gen oder Razzien in den besetzten Gebieten durchzuführen. Auch die „größeren“

Kriege sind eher „Straf“aktionen als „Kampf“maßnahmen: Der letzte Gazakrieg
kostete 1.400 Palästinensern das Leben; die Todesrate Israels betrug 13.
Wir dürfen nicht warten und tatenlos zusehen, bis der neuerliche Gazakrieg
vergleichbare Ausmaße annimmt wie 2009. Hinter dem Slogan „Solidarität mit
Israel“ darf die Solidarität mit dem leidenden palästinensischen Volk nicht verloren
gehen.
Auch die Palästinenser, die Menschen im Gazastreifen haben ein Recht auf Leben,
auf einen lebensfähigen eigenen Staat, auf sichere Grenzen, auf Freizügigkeit und
auf soziale Wohlfahrt (...)

· Beendet den Krieg in Gaza!
· Rückzug der israelischenArmee aus dem Gazastreifen!
· Einstellung der Raketenangriffe auf Israel!
· Für einen gerechten Frieden im Nahen Osten,
der die Rechte der Palästinenser einschließt!

Bundesausschuss Friedensratschlag Kassel, Berlin, Dortmund, Frankfurt,
Nürnberg, Hamburg usw., 23. Juli 2014
(Text leicht gekürzt, Zahl der Opfer nach Medienberichten vom 28.07.2014)

Waffenstillstand
Rückzug der israelischen Armee
Einstellung der Raketenangriffe

Stoppt den Krieg in Gaza!

Protest gegen die Kriegspolitik der israelischen

Regierung ist berechtigt und notwendig.

Antisemitische Hetze ist inakzeptabel. Wir werden

jeglicher Form von Rassismus, Antisemitismus und

Chauvinismus entgegen treten.


